
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) hat mit sofort vollziehbarer 
Anordnung vom 19. Juni 2026 gegenüber der DF Deutsche Finance Investment GmbH (im 
Folgenden: KVG) einen Sonderbeauftragten bestellt und Auskunfts- sowie 
Vorlagepflichten verfügt. Im Folgenden informieren wir Sie über die rechtlichen 
Hintergründe, die Befugnisse des Sonderbeauftragten und Ihre Rechte als Anleger. 

1. Aufgaben des Sonderbeauftragten 
Nach der BaFin-Mitteilung vom 19.06.2026 wurde der Sonderbeauftragte damit betraut, 
die Einhaltung der BaFin-Anordnungen zu überwachen und der BaFin Bericht zu 
erstatten. Dies entspricht dem Aufgabenspektrum des § 40a KAGB i.V.m. § 40b KAGB 
(Überwachungsfunktion). 

Die konkreten Befugnisse des Sonderbeauftragten ergeben sich aus § 40b Abs. 1 KAGB: 

• Auskunfts- und Vorlageverlangen gegenüber Aufsichtsorganmitgliedern, 
Geschäftsleitern und Beschäftigten (Nr. 1), 

• Teilnahme an allen Sitzungen und Versammlungen der Aufsichtsorgane und sonstiger 
Gremien in beratender Funktion (Nr. 2), 

• Betreten der Geschäftsräume (Nr. 3), 
• Einsicht in Geschäftspapiere und Bücher, Nachforschungen (Nr. 4). 

Die Geschäftsleiter und Aufsichtsorganmitglieder haben den Sonderbeauftragten bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben zu unterstützen (§ 40b Abs. 1 S. 2 KAGB). 

Der Sonderbeauftragte ist ausschließlich der BaFin gegenüber auskunftspflichtig über 
alle Erkenntnisse aus seiner Tätigkeit (§ 40b Abs. 2 KAGB). Er berichtet nicht der 
Geschäftsführung, nicht den Gesellschaftern, nicht den Anlegern. Seine Stellung ist der 
einer Aufsichtsperson vergleichbar, die als „verlängerter Arm“ der Behörde agiert. 

2. Verfahrensgang und Rechtsbehelfe 
Die Anordnungen der BaFin (Bestellung, Auskunfts- und Vorlagepflicht) sind sofort 
vollziehbar, auch wenn noch nicht bestandskräftig (§ 7 Abs. 1 KAGB). Die KVG muss 
kooperieren. Der Sonderbeauftragte nimmt seine Arbeit auf, sichtet Unterlagen, führt 
Interviews, nimmt an Gremiensitzungen teil. 

Er berichtet laufend und abschließend an die BaFin. Auf Basis des Berichts entscheidet die 
BaFin über Folgemaßnahmen – diese können nachgeschärft werden (z. B. Übertragung 
von Organbefugnissen auf den Sonderbeauftragten, Veräußerungs- und Zahlungsverbote 
nach § 46 KWG i.V.m. § 42 KAGB, Geschäftsleiterabberufung nach § 34 KAGB, bis hin zur 
Erlaubnisentziehung nach § 35 KWG i.V.m. § 42 KAGB). 

Gegen die Anordnungen der BaFin sind Widerspruch und Anfechtungsklage statthaft, 
haben aber keine aufschiebende Wirkung (§ 7 Abs. 1 KAGB). 



3. Informationsrechte der Anleger 
Es besteht kein unmittelbarer Anspruch auf Einsicht in die Berichte des 
Sonderbeauftragten oder die BaFin-Akten. Das aufsichtsbehördliche Verfahren dient 
primär der Gefahrenabwehr für das Finanzsystem, nicht der individuellen 
Anlegerentschädigung. Das Verfahren ist intern und aufsichtsbehördlich geprägt: 

Der Sonderbeauftragte berichtet nur der BaFin (§ 40b Abs. 2 KAGB). Amtsgeheimnis (§ 9 
KWG) und Verfahrensrecht stehen einer Herausgabe an Dritte entgegen. D. h. auch 
gegenüber der BaFin hat der Anleger kein Einsichtsrecht o.ä. 

Die BaFin kann Anleger indirekt schützen, indem sie Maßnahmen anordnet, die das 
Fondsvermögen sichern (z. B. Auszahlungsstopps verbieten, Verwahrstelle anweisen). In 
der Praxis erfahren Anleger oft erst von den Folgen der Prüfung (neue Anordnungen, 
Fondsveränderungen, öffentliche Warnungen). 

Ihre Anleger - Informationsrechte bestehen primär gegenüber der KVG (z. B. 
Berichtspflichten nach § 289 KAGB für geschlossene Publikumsfonds) und gegenüber 
dem Fonds (Gesellschafterrechte nach Gesellschaftsvertrag/Satzung). 

4. Transparenz für Anleger 
Anleger sollten nicht auf Informationen aus dem BaFin-Verfahren warten, sondern 
eigene rechtliche Schritte prüfen, insbesondere: 

• Geltendmachung von Informationsrechten gegenüber der KVG (§ 289 KAGB) und dem 
Fonds, 

• Prüfung von Schadensersatzansprüchen (z. B. bei Pflichtverletzungen der 
Geschäftsleiter, Prospekthaftung), 

• Einberufung von Gesellschafterversammlungen / Ausübung von Stimmrechten, 
• Ggf. Anzeige bei der BaFin, sofern konkrete Hinweise auf Gesetzesverstöße vorliegen.


